
 

 

 

Niederschrift 

 

über die 28. Sitzung – Wahlperiode 2020/2025 –  

des Rates 

der Gemeinde Niederkrüchten 

 

Verhandelt: Niederkrüchten, den 20. Februar 2024 

Sitzungslokal: Rathaus in Elmpt, Sitzungssaal 

Beginn: 18:30 Uhr Ende: 20:00 Uhr 

 

Anwesend sind: 

1.  Bürgermeister Wassong, Karl-Heinz  

2.  Ratsmitglied Coenen, Bernd  

3.  Ratsmitglied Coenen, Theodor  

4.  Ratsmitglied Consoir, Wilhelm  

5.  Ratsmitglied Degenhardt, Anja  

6.  Ratsmitglied Ebbers, Monica  

7.  Ratsmitglied Fackler, Martin  

8.  Ratsmitglied Goertz, Marco  

9.  Ratsmitglied Gumbel, Lars  

10.  Ratsmitglied Haese, Detlef  

11.  Ratsmitglied Heinrichs, Markus  

12.  Ratsmitglied Hürckmans, Johannes  

13.  Ratsmitglied Kelle, Michael  

14.  Ratsmitglied Lasenga, Jürgen  

15.  Ratsmitglied Mankau, Wilhelm  

16.  Ratsmitglied Meisel, Iris  

17.  Ratsmitglied Michiels, Walter  

18.  Ratsmitglied Niggemeyer, Thomas  

19.  Ratsmitglied Otto, Michael  

20.  Ratsmitglied Rothe, Claudia  

21.  Ratsmitglied Siegers, Beate  
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22.  Ratsmitglied Stoltze, Jörg  

23.  Ratsmitglied Szallies, Christoph  

24.  Ratsmitglied van de Weyer, Bernd  

25.  Ratsmitglied van de Weyer, Sebastian  

26.  Ratsmitglied Wahlenberg, Johannes  

27.  Ratsmitglied Wallrafen, Heinz  

28.  Ratsmitglied Wallrafen, Paul Gerd  

29.  Ratsmitglied Walter, Erwin  

30.  Ratsmitglied Walter, Klaus  

31.  Ratsmitglied Wochnik, Florian  

32.  Ratsmitglied Zilz, Dirk  

33.  Ratsmitglied Zilz-Rombey, Susanne  
 

 

 

Seitens der Verwaltung: 

1. Gilleßen, Ursula  

2. Naus, Sydney (bis TOP 9)  

 

 

Auf besondere Einladung:  

./. 

 

 

Es fehlt/Es fehlen: 

1.  Ratsmitglied Faßbender, Maik   

2.  Ratsmitglied Polmans, Matthias   
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Öffentlicher Teil 

 

1) Fragestunde für Einwohner  

2) Haushaltssatzung für das Jahr 2024 782-2020/2025 

3) Vereinbarung mit der Gemeinde Brüggen zur Nutzung eines Hallen-

bads 

783-2020/2025 

1. Ergänzung 

4) Erlass der Ersten Satzung zur Änderung der Abfallentsorgungssat-

zung vom 29. Oktober 2014 

777-2020/2025 

5) Personelle Besetzung der Ausschüsse 1 787-2020/2025 

6) Personelle Besetzung der Ausschüsse 2 792-2020/2025 

7) Sachstandsbericht zur Fortschreibung des Integrierten Klimaschutz-

konzepts 

791-2020/2025 

8) Bekanntgabe der Niederschrift über den öffentlichen Teil der  

23. Sitzung – Wahlperiode 2020/2025 – des Haupt- und Finanzaus-

schusses vom 6. Februar 2024 

788-2020/2025 

9) Mitteilungen des Bürgermeisters  

 

Bürgermeister Wassong eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass die Einberufung zu dieser Sit-

zung durch Einladung vom 13. Februar 2024 ordnungsgemäß erfolgt und der Rat der Ge-

meinde Niederkrüchten beschlussfähig ist. 
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Öffentlicher Teil 

 

1) Fragestunde für Einwohner  

 ./. 

 
 

 

 

2) Haushaltssatzung für das Jahr 2024 782-2020/2025 

  

Sachverhalt: 

Der Entwurf der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 ist dem Rat gemäß  

§ 80 Abs. 2 GO NRW in der Sitzung des Rates am 12. Dezember 2023 zugeleitet wor-

den. Dieser Entwurf der Haushaltssatzung ist im Amtsblatt am 21. Dezember 2023 be-

kanntgemacht worden und konnte seit dem 22. Dezember 2023 während der Dauer 

des Beratungsverfahrens in den politischen Gremien eingesehen werden. 

 

Seitens der Einwohner oder Abgabepflichtigen konnten innerhalb einer Frist von vier-

zehn Tagen nach Beginn der Auslegung Einwendungen erhoben werden, über die der 

Rat dann in öffentlicher Sitzung zu entscheiden hat. Solche Einwendungen liegen nicht 

vor. 

 

Die Kernpunkte und eine Zusammenfassung des Haushaltes 2024 sind von der Käm-

merin bei der Einbringung vorgestellt und erläutert worden.  

 

Beratungsverlauf: 

Ratsmitglied Wahlenberg hält seine Haushaltsrede für die CDU-Fraktion. Er beantragt, 

die Auszahlungsposition „Sanierung Freibad“ über 400.000,00 EUR mit einem Sperr-

vermerk gemäß § 24 Absatz 5 Verordnung über das Haushaltswesen der Kommunen 

im Land Nordrhein-Westfalen (KomHVO NRW) zu versehen. Die Aufhebung des Sperr-

vermerks soll dem Rat vorbehalten bleiben.  

 

Die v. g. sowie die vier weiteren bei der Verwaltung eingereichten Haushaltsreden  

(s. u.) sind der Niederschrift als Anlagen beigefügt.  

 

Ratsmitglied Degenhardt hält ihre Haushaltsrede für die Bündnis 90/Die Grünen-Frak-

tion. Sie bittet um Auskunft, ob die durch den Bürgerentscheid im Jahr 2022 entschie-

dene Sanierung des Freibads und die hieraus kommunalrechtlich erwachsene zweijäh-

rige Bindungswirkung mit einer Auflage, wie sie mit dem von Ratsmitglied Wahlenberg 

beantragten Sperrvermerk erfolgen würde, versehen werden könne.  



Niederschrift der 28. Sitzung des Rates 5 von 16 

 

Ratsmitglied Mankau hält seine Haushaltsrede für die SPD-Fraktion. Er empfiehlt, den 

Teilfinanzplan „Eigene Bäder“ mit einem Sperrvermerk zu versehen. Weiterhin bittet er, 

die Beratungsgruppe „Haushalt“ einzuberufen, damit diese innerhalb des Haushalts 

Einsparpotentiale suchen könne.  

 

Bürgermeister Wassong sagt zu, die Beratungsgruppe „Haushalt“ kurzfristig einzuberu-

fen.  

 

Ratsmitglied Fackler hält seine Haushaltsrede für die NWG-Fraktion.  

 

Für die im Rahmen seiner Haushaltsrede verwandte Formulierung „ideologische Idio-

ten“, mit denen er die Personen bezeichnete, die sich gegen die gewerbliche Entwick-

lung auf dem ehemaligen Militärgelände aussprechen, ermahnt Bürgermeister Was-

song Ratsmitglied Fackler und ruft ihn zur Ordnung.  

 

Ratsmitglied Gumbel hält seine Haushaltsrede für die FDP-Fraktion.  

 

Ratsmitglied S. van de Weyer hält seine Haushaltsrede für die CWG-Fraktion.  

 

Auf die Anfrage von Ratsmitglied Degenhardt teilt Bürgermeister Wassong mit, dass 

der Rat zum Zeitpunkt des Beschlusses der Haushaltssatzung einen Sperrvermerk für 

eine Ausgabeposition aussprechen könne. Die Situation stelle sich dann so dar, dass 

die finanziellen Mittel in den Haushalt eingestellt, jedoch mit einem Sperrvermerk ver-

sehen seien; die Entscheidung über die Aufhebung des Sperrvermerks obliege dem 

Rat. 

 

Auf entsprechende Nachfrage von Ratsmitglied Szallies führt Ratsmitglied Wahlenberg 

die Gründe an, die aus seiner Sicht zu einer zwischenzeitlich veränderten Sachlage 

seit dem Bürgerentscheid im Jahr 2022 geführt hätten und insofern die Festlegung ei-

nes Sperrvermerks rechtfertigten würden. Die im Rahmen des Bürgerentscheids ent-

schiedene Sanierung des Freibads sei nicht mit einer Zeitvorgabe, bis wann die Sanie-

rung zu erfolgen habe, versehen worden. Die Mittel in Höhe von 400.000,00 EUR ver-

blieben – trotz Sperrvermerks – im Haushalt. Die weiteren von ihm angeführten Gründe 

sind seiner der Niederschrift als Anlage beigefügten Haushaltsrede zu entnehmen.  
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Auf Anfrage von Ratsmitglied Gumbel teilt Bürgermeister Wassong mit, dass ein För-

derbescheid für eine Freibadsanierung noch nicht vorliege.  

 

Bürgermeister Wassong lässt zunächst über den Antrag von Ratsmitglied Wahlenberg 

abstimmen.  

 

Beschluss: 

Die Auszahlungsposition „Sanierung Freibad“ über 400.000,00 EUR wird mit einem 

Sperrvermerk gemäß § 24 Absatz 5 KomHVO NRW versehen. Die Aufhebung des 

Sperrvermerks ist dem Rat vorbehalten. 

 

Abstimmungsergebnis:  

24 Ja-Stimme(n), 8 Gegenstimme(n), 1 Stimmenthaltung(en) 

 

Fraktionen / 
fraktionslose Rats-
mitglieder 

Ja-Stimme(n) Gegenstimme(n) Enthaltung(en) 

Bündnis 90/Die Grünen  8  

CDU 8   

SPD 6   

NWG 4   

FDP 3   

CWG 2   

Thomas Niggemeyer 1   

Bürgermeister   1 

 

Sodann lässt Bürgermeister Wassong über die modifizierte Haushaltssatzung abstim-

men.  

 

Beschluss: 

Die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 mit ihren Anlagen wird entsprechend 

dem vorliegenden Entwurfs einschließlich aller Anlagen beschlossen. Die Auszahlungs-

position „Sanierung Freibad“ über 400.000,00 EUR wird dabei mit einem Sperrvermerk 

gemäß § 24 Absatz 5 KomHVO NRW versehen. Die Aufhebung des Sperrvermerks ist 

dem Rat vorbehalten.  

 

Abstimmungsergebnis: 

20 Ja-Stimme(n), 13 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
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Fraktionen / 
fraktionslose Rats-
mitglieder 

Ja-Stimme(n) Gegenstimme(n) Enthaltung(en) 

Bündnis 90/Die Grünen  8  

CDU 8   

SPD 6   

NWG  4  

FDP 3   

CWG 2   

Thomas Niggemeyer  1  

Bürgermeister 1   

 

 
 

Anlage(n): 

1. CDU-Fraktion – Haushaltsrede 2024  

2. Bündnis 90/Die Grünen-Fraktion – Haushaltsrede 2024  

3. SPD-Fraktion – Haushaltsrede 2024  

4. FDP-Fraktion – Haushaltsrede 2024.pdf  

5. CWG-Fraktion – Haushaltsrede 2024  

 

 

3) Vereinbarung mit der Gemeinde Brüggen zur Nutzung eines Hallen-

bads  

783-2020/2025 

1. Ergänzung 

  

Sachverhalt: 

Auf Empfehlung der interkommunalen Bäderkommission vom 11. Mai 2023 hat der Rat 

der Gemeinde Niederkrüchten in seiner Sitzung am 6. Juni 2023 u. a. beschlossen, 

dass ein Gesamtkonzept zur interkommunalen Lösung der Bädersituation in den Ge-

meinden Brüggen und Niederkrüchten entwickelt werden soll. Dieses Konzept sollte ei-

nen gemeinsamen Betrieb des zu errichtenden neuen Hallenbads in Brüggen sowie 

des zu sanierenden Freibads in Niederkrüchten beinhalten. 

 

Mit Beschlussvorlage Nr. 216/2023 der Gemeinde Brüggen wird jedoch ein gemeinsa-

mes Gesamtkonzept verwaltungsseitig nicht empfohlen und ist auch vom Betriebsaus-

schuss der Gemeinde Brüggen einstimmig abgelehnt worden. Der Rat der Gemeinde 

Brüggen hat in seiner Sitzung am 23. November 2023 einstimmig beschlossen, von der 

Einrichtung einer gemeinsamen Bädergesellschaft mit der Gemeinde Niederkrüchten 

Abstand zu nehmen. Die Verwaltung ist gleichzeitig beauftragt worden, bis zum  

29. Februar 2024 verbindlich über ein eventuelles Mietmodell mit der Gemeinde Nie-

derkrüchten zu verhandeln. 
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Wie aus den Seiten 9 und 10 der der Sitzungsvorlage als Anlage beigefügten Präsenta-

tion der Gemeinde Brüggen vom 23. November 2023 ersichtlich ist, weist die Berech-

nung für das 5-Bahnen-Becken gegenüber dem 3-Bahnen-Becken eine um rd. 117 T 

EUR höhere jährliche Haushaltsbelastung aus. In der Erläuterung auf Seite 10 ist – 

ohne dass eine konkrete Kalkulation vorliegt – von einem zukünftigen dynamischen Zu-

schuss der Gemeinde Niederkrüchten in Höhe von 350.000,00 EUR p. a. nach derzeiti-

gem Stand die Rede. 

 

Nach einem Gespräch zwischen dem Kämmerer der Gemeinde Brüggen und der Käm-

merin der Gemeinde Niederkrüchten am 18. Januar 2024 ist von der Gemeinde Brüg-

gen folgende Kurzzusammenfassung erstellt worden: 

 

Berechnung einer möglichen jährlichen Kostenbeteiligung der  

Gemeinde Niederkrüchten an einem 5-Bahnen-Hallenbad  

(ausgehend von den bislang bekannten Zahlen und Annahmen) 

Defizit Variante 1: 520.590,69 EUR 

Defizit Variante 3: 637.380,04 EUR 

Differenz: -116.789,35 EUR 

Miete Schulschwimmen durch Niederkrüchten (in Brüggen 130 

T EUR) 

-100.000,00 EUR 

Verwaltungskosten/Overhead 

(Bäderverwaltung, Personalamt, Sachkosten usw.) 

-30.000,00 EUR 

Unterhaltungsbeitrag für Reparaturen (5 v. H. des Jahreszu-

schusses) 

-13.000,00 EUR 

Abschreibungen Außenanlagen (anteilig) -10.000,00 EUR 

Kalkulatorische Zinsen (anteilig) -10.000,00 EUR 

Dynamischer Zuschuss Stand heute ohne Beförderungskosten: -279.789,35 EUR 

 

Daneben sind folgende Rahmenbedingungen seitens der Gemeinde Brüggen festge-

legt worden: 

1. Dauer der vertraglichen Bindung: 20 Jahre 

2. Der Jahresbeitrag der Gemeinde Niederkrüchten ist jährlich an die konjunktu-

relle Entwicklung anzupassen. 

3. Die o. a. Kurzzusammenfassung geht von dem Sachverhalt aus, dass dieses 

Bad bereits heute in Betrieb wäre. 

4. Aus Sicht des Brüggener Kämmerers könnten die Mieten für das Schulschwim-

men zwar variabel sein, sollten sich aber auf einen Mindestbetrag von 
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100.000,00 EUR jährlich belaufen. Ansonsten mache es aus Brüggener Sicht 

wenig Sinn, zwei weitere Bahnen zu bauen und zu unterhalten. Nutzungen über 

den Mindestbetrag hinaus müssten zusätzlich in Rechnung gestellt werden.  

5. Alle Aussagen sind nur unter den derzeit bekannten Parametern zu betrachten. 

6. Konkrete Ergebnisse könnten erst vorgelegt werden, wenn eine Förderung ent-

weder für das 3-Bahnen-Becken (Variante 1) oder das 5-Bahnen-Becken (Vari-

ante 3) sicher sei und die Ausschreibungsergebnisse vorlägen.  

7. Für den Fall, dass – aufgrund der Förderrichtlinien, die grundsätzlich nur die Sa-

nierung des vorhandenen Bades einbeziehen, – lediglich das 3-Bahnen-Becken 

förderfähig wäre, würde zunächst der Brüggener Bedarf gedeckt werden. Bei 

dann noch vorhandenen Kapazitäten würde die Gemeinde Brüggen auf die Ge-

meinde Niederkrüchten zugehen und diese Zeiten im Rahmen eines „normalen“ 

Mietverhältnisses zur Verfügung stellen.  

 

Die öffentliche Niederschrift der Sitzung des Rates in Brüggen vom 23. November 2023 

erwähnt ausdrücklich, dass es zur Variante 3 (5-Bahnen-Becken) bislang kein bekann-

tes Förderszenario gebe. Da Neubauten nicht gefördert werden, sei angedacht, Ge-

spräche mit den Ministerien zu führen. Aus Sicht der Gemeinde Brüggen bestünden 

Chancen darin, dass der interkommunale Gedanke bei einer größeren Ausführung und 

Beteiligung der Nachbarkommune zu einer Förderung führen könne. Des Weiteren 

könne unter Beteiligung der Gemeinde Niederkrüchten eine Reduzierung des Gesamt-

aufwands im Haushalt der Gemeinde Brüggen herbeigeführt werden. 

 

Die Abfrage des Bedarfs für die Gemeinde Niederkrüchten hat folgendes ergeben: 

- Grundschule Niederkrüchten   3 Einheiten wöchentlich 

- Grundschule Elmpt      3 Einheiten wöchentlich 

- Realschule Schwalmtal, Niederkrüchten  4 Einheiten wöchentlich  

- Deutsche Leben-Rettungs-Gesellschaft (DLRG) 6 Einheiten wöchentlich  

 

1 Einheit beinhaltet eine Doppelunterrichtsstunde von 90 Minuten. Geht man davon 

aus, dass sowohl Schulen als auch die DLRG die 16 Einheiten 40 Wochen im Jahr nut-

zen, handelt es sich um insgesamt rd. 640 Schwimmeinheiten bzw. 960 Stunden. Bei 

einer Mindestmiete von 100.000,00 EUR p. a. bedeutet dies Kosten in Höhe von 

104,17 EUR je Stunde. Zum Vergleich dazu zahlt die Gemeinde Niederkrüchten zurzeit 

für die Wegberger Schwimmzeiten einen Betrag in Höhe von 33,00 EUR je Stunde.  
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Zu der jährlichen Miete in Höhe von 100.000,00 EUR kämen neben den notwendigen 

Schülerbeförderungskosten noch die weiteren Kostenbeteiligungen (siehe o. a. Berech-

nung) in Höhe von derzeit rd. 180.000,00 EUR. Da die Gemeinde Niederkrüchten mit 

dieser langfristigen verbindlichen Zusage lediglich das Schul- und DLRG-Schwimmen 

sichern würde, kostet defacto eine Zeitstunde 291,67 EUR (280.000,00 EUR für 960 

Stunden).  

 

Der Haupt- und Finanzausschuss hat die Angelegenheit in seiner Sitzung am 6. Feb-

ruar 2024 beraten und dem Rat mit 12 Ja-Stimmen, 3 Gegenstimmen und 2 Stimment-

haltungen empfohlen, das Angebot der Gemeinde Brüggen zur Nutzung des Hallen-

bads in Brüggen unter den in der Sitzungsvorlage genannten Rahmenbedingungen 

nicht anzunehmen.  

 

Beratungsverlauf: 

Ratsmitglied Mankau teilt mit, dass es für die SPD-Fraktion derzeit noch zu viele unge-

klärte vertragliche Details gebe; gleichwohl solle man mit der Gemeinde Brüggen im 

Gespräch bleiben. Er regt an, dass die Gemeinde Niederkrüchten der Gemeinde Brüg-

gen mitteilen möge, weiterhin an dem unterbreiteten Angebot interessiert zu sein und 

beide Seiten ihre vertraglichen Vorstellungen konkretisieren sollten.  

 

Bürgermeister Wassong teilt mit, dass er weiterhin die Auffassung vertrete, dass ein 

Schwimmangebot für Schulkinder höher zu bewerten sei als die mit der Annahme des 

Vertragsangebots entstehenden Ausgabeverpflichtungen.  

 

Bürgermeister Wassong lässt über den Beschlussvorschlag des Haupt- und Finanzaus-

schusses abstimmen.  

 

Beschluss: 

Das Angebot der Gemeinde Brüggen zur Nutzung des Hallenbads in Brüggen wird un-

ter den in der Sitzungsvorlage genannten Rahmenbedingungen nicht angenommen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

22 Ja-Stimme(n), 11 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
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Fraktionen / 
fraktionslose Rats-
mitglieder 

Ja-Stimme(n) Gegenstimme(n) Enthaltung(en) 

Bündnis 90/Die Grünen 8   

CDU 8   

SPD 1 5  

NWG 4   

FDP  3  

CWG  2  

Thomas Niggemeyer 1   

Bürgermeister  1  

 

 
 

 

4) Erlass der Ersten Satzung zur Änderung der Abfallentsorgungssat-

zung vom 29. Oktober 2014 

777-2020/2025 

  

Sachverhalt: 

Der Kreistag hat am 7. Dezember 2023 die 5. Fortschreibung des Abfallwirtschaftskon-

zepts beschlossen. Die Verwertung von Bioabfällen wird hiernach besonders hervorge-

hoben. Ab dem Jahr 2024 werden die gesammelten Bioabfallmengen aus der Braunen 

Tonne einer neuen Bioabfallentsorgungsanlage in Kamp-Lintfort zugeleitet. Die Bioab-

fälle der Kreise Viersen und Wesel werden zunächst vergoren und danach kompostiert. 

Hierdurch werden u. a. die Vorgaben des Abfallwirtschaftsplans NRW erfüllt, wonach 

verstärkt eine energetische Nutzung in Vergärungsanlagen anzustreben sei.  

 

Die Abfallentsorgungssatzung des Kreises Viersen wurde entsprechend angepasst. 

Bislang waren nur kompostierbare Abfälle pflanzlicher Herkunft, die ungekocht oder zu-

bereitet sind, zugelassen. Durch die neue Bioabfallentsorgungsanlage können nun-

mehr zusätzlich gekochte oder zubereitete Nahrungsmittel- und Küchenabfälle pflanzli-

cher und tierischer Herkunft über das Sammelsystem Braune Tonne entsorgt werden. 

Ausgenommen sind rohe Fleisch- und Fischabfälle.  

 

Die Änderung der Abfallentsorgungssatzung des Kreises Viersen macht eine Änderung 

der gemeindlichen Abfallentsorgungsatzung notwendig. Der der Sitzungsvorlage beige-

fügten Synopse ist der Änderungstext zu entnehmen. Das Verzeichnis nach § 3 Abs. 3 

Nr. 1 der Satzung soll ersetzt werden durch den aktualisierten Positivkatalog, der vom 

Kreis Viersen zur Verfügung gestellt wurde. Das bisherige Verzeichnis ist der Sitzungs-

vorlage zur Kenntnisnahme beigefügt; auf eine Synopse wurde aus Darstellungsgrün-

den verzichtet. 
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Beratungsverlauf: 

./.  

 

Beschluss: 

Der Rat der Gemeinde beschließt die Erste Satzung zur Änderung der Abfallentsor-

gungssatzung. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig, 0 Stimmenthaltung(en) 

 
 

 

5) Personelle Besetzung der Ausschüsse 1 787-2020/2025 

  

Sachverhalt: 

Die SPD-Fraktion schlägt mit Schreiben vom 30. Januar 2024 die folgende Ausschuss-

nachbesetzung vor. 

 

Ausschuss für Bauen, Klima- und Umweltschutz 

Herr Tobias Giertz, Karlstr. 22, 41372 Niederkrüchten, wird als sachkundiger Bürger – 

anstelle von Frau Brigitte Biewer – zum zweiten Vertreter für Herrn Andreas Krämer be-

stellt.  

 

Frau Brigitte Biewer ist am 7. November 2023 verstorben.  

 

Personelle Um- und Nachbesetzungen der Ausschüsse gemäß § 50 Absatz 3 Satz 1 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) sollten – aus Verein-

fachungsgründen – möglichst durch jeweils einstimmige Beschlüsse der Ratsmitglieder 

erfolgen; etwaige Stimmenthaltungen sowie ungültige Stimmen sind für die erforderli-

che Einstimmigkeit unschädlich. Falls ein Ausschussmitglied selbst seine Mitgliedschaft 

niedergelegt hat oder verstorben ist, steht der Fraktion oder Gruppe, der das Aus-

schussmitglied bei seiner Wahl angehörte, ein Vorschlagsrecht für die Ersatzwahl zu; 

für diese Fälle der Nachwahl bedarf es lediglich eines Mehrheitsbeschlusses.  

 

Beratungsverlauf: 

./. 
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Beschluss: 

 

Ausschuss für Bauen, Klima- und Umweltschutz 

Herr Tobias Giertz, Karlstr. 22, 41372 Niederkrüchten, wird als sachkundiger Bürger – 

anstelle von Frau Brigitte Biewer – zum zweiten Vertreter für Herrn Andreas Krämer be-

stellt.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig, 0 Stimmenthaltung(en) 

 
 

 

6) Personelle Besetzung der Ausschüsse 2 792-2020/2025 

  

Sachverhalt: 

Die CDU-Fraktion schlägt mit Schreiben vom 8. Februar 2024 die folgenden Aus-

schussnachbesetzungen vor.  

 

Ausschuss für Generationen, Integration und Soziales 

Herr Andreas Breuer, Lerchenweg 14, 41372 Niederkrüchten, wird als sachkundiger 

Bürger – anstelle von Frau Yvonne Jeurißen – zum Mitglied des Ausschusses bestellt.  

 

Herr Roland Lynders, Farmerweg 38, 41372 Niederkrüchten, wird als sachkundiger 

Bürger – anstelle von Herrn Paul Hoffmann – zum dritten Vertreter für Herrn Andreas 

Breuer (s. o.) und Herrn Alexander Rölkes bestellt.  

 

Ausschuss für Bildung, Sport und Kultur 

Herr Martin Schneider, Hofer Feld 6, 41372 Niederkrüchten, wird als sachkundiger Bür-

ger zum dritten Vertreter für Frau Pia Wolf und Herrn Reinhardt Lüger bestellt. Diese 

Funktionen waren seit der Niederlegung des Amtes durch Herrn Benedikt Klingen am 

22. Juni 2023 unbesetzt.  

 

Personelle Um- und Nachbesetzungen der Ausschüsse gemäß § 50 Absatz 3 Satz 1 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) sollten – aus Verein-

fachungsgründen – möglichst durch jeweils einstimmige Beschlüsse der Ratsmitglieder 

erfolgen; etwaige Stimmenthaltungen sowie ungültige Stimmen sind für die erforderli-

che Einstimmigkeit unschädlich. Falls ein Ausschussmitglied selbst seine Mitgliedschaft 
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niedergelegt hat oder verstorben ist, steht der Fraktion oder Gruppe, der das Aus-

schussmitglied bei seiner Wahl angehörte, ein Vorschlagsrecht für die Ersatzwahl zu; 

für diese Fälle der Nachwahl bedarf es lediglich eines Mehrheitsbeschlusses.  

 

Beratungsverlauf: 

./.  

 

Beschluss: 

 

Ausschuss für Generationen, Integration und Soziales 

Herr Andreas Breuer, Lerchenweg 14, 41372 Niederkrüchten, wird als sachkundiger 

Bürger – anstelle von Frau Yvonne Jeurißen – zum Mitglied des Ausschusses bestellt.  

 

Herr Roland Lynders, Farmerweg 38, 41372 Niederkrüchten, wird als sachkundiger 

Bürger – anstelle von Herrn Paul Hoffmann – zum dritten Vertreter für Herrn Andreas 

Breuer (s. o.) und Herrn Alexander Rölkes bestellt.  

 

Ausschuss für Bildung, Sport und Kultur 

Herr Martin Schneider, Hofer Feld 6, 41372 Niederkrüchten, wird als sachkundiger Bür-

ger zum dritten Vertreter für Frau Pia Wolf und Herrn Reinhardt Lüger bestellt. Diese 

Funktionen waren seit der Niederlegung des Amtes durch Herrn Benedikt Klingen am 

22. Juni 2023 unbesetzt.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig, 0 Stimmenthaltung(en) 

 
 

 

7) Sachstandsbericht zur Fortschreibung des Integrierten Klimaschutz-

konzepts  

791-2020/2025 

  

Sachverhalt: 

Mit Schreiben vom 31. Januar 2024 beantragt die Bündnis 90/Die Grünen-Fraktion, 

künftig mindestens zweimal jährlich über die übernommene Patenschaft für die Maß-

nahme 7 „Kooperation und Monitoring“ innerhalb des fortgeschriebenen Integrierten Kli-

maschutzkonzepts für den Kreis Viersen, die Städte Tönisvorst und Viersen sowie die 

Gemeinden Brüggen, Grefrath, Niederkrüchten und Schwalmtal zu berichten. Weitere 

Details sowie die Begründung sind dem der Sitzungsvorlage beigefügten Antrag zu ent-

nehmen.   
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Beratungsverlauf: 

./. 

 

Beschluss: 

Der Antrag der Bündnis 90/Die Grünen-Fraktion vom 31. Januar 2024 wird zur weiteren 

Beratung an den Ausschuss für Bauen, Klima- und Umweltschutz verwiesen.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig, 0 Stimmenthaltung(en) 

 
 

 

8) Bekanntgabe der Niederschrift über den öffentlichen Teil der  

23. Sitzung – Wahlperiode 2020/2025 – des Haupt- und Finanzaus-

schusses vom 6. Februar 2024 

788-2020/2025 

  

Sachverhalt: 

Die Niederschrift über den öffentlichen Teil der 23. Sitzung – Wahlperiode 2020/2025 – 

des Haupt- und Finanzausschusses vom 6. Februar 2024 wird bekanntgegeben. Die 

Tagesordnungspunkte 1 bis 3 der v. g. Sitzung standen gesondert zur Tagesordnung 

des Rates.  

 

Beratungsverlauf: 

./.  

 

Kenntnisnahme: 

Die Niederschrift zu den Tagesordnungspunkten 4 bis 7 wird zur Kenntnis genommen.  

 
 

 

9) Mitteilungen des Bürgermeisters  

 Bürgermeister Wassong teilt mit, dass mit der „Bekanntmachung der Europäischen Vo-

gelschutzgebiete in Nordrhein-Westfalen vom 4. Dezember 2023“ in der Ausgabe des 

Ministerialblatts des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Verkehr vom 27. De-

zember 2023 u. a. die Änderungen zur Abgrenzung des Gebietes Nummer 18. 

„Schwalm-Nette-Platte mit Grenzwald und Meinweg (DE-4603-401)“ bekannt gemacht 

wurden.  
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Bürgermeister Wassong schließt die Sitzung. 
 

 

gez. Wassong  gez. Gilleßen 

Bürgermeister  Schriftführerin 



Haushaltsrede 2024 

Ratssitzung am 20.02.2024 

 

Johannes Wahlenberg 

Fraktionsvorsitzender 

CDU-Fraktion im Rat der Gemeinde Niederkrüchten 

 

Es gilt das gesprochene Wort. 

 

Herr Bürgermeister, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

 

wir haben heute den Haushaltsplan für das laufende Jahr zu beschließen. 

 

Um es kurz auf einen Nenner zu bringen: Die CDU-Fraktion kann der vorliegenden 

Haushaltssatzung mit ihren Anlagen nur zustimmen, wenn wir uns auf eine Änderung 

bzw. Ergänzung - auf die ich später noch zu sprechen komme - verständigen. 

 

Gestatten Sie mir zuvor folgende Feststellungen: 

 

1. Positiv ist zu bewerten, dass die Steuern nicht erhöht werden! In dem Punkt 

stimmt die Planung mit den Zielen der CDU vollkommen überein. Ziel der CDU ist es, 

Steuern und Gebühren stabil zu halten. Dass dies zumindest bei den Steuern trotz 

hoher Inflation und steigender Personalkosten so ist, verdient Anerkennung. 

 

2. In diesem Jahr weist der Etat erneut ein Defizit aus, das rd. 1,7 Mio. € beträgt. 

Durch Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage in gleicher Höhe kann der Haushalt 

„fiktiv“ ausgeglichen werden. Schaut man in den Ergebnisplan, dann ist das Ergeb-

nis aus laufender Verwaltungstätigkeit mit rd. – 2,6 Mio. € deutlich höher. Erst-

malig wird ein „globaler Minderaufwand“ in der maximal zulässigen Höhe – näm-

lich 2 % der Summe der ordentlichen Aufwendungen – veranschlagt. Das sind 

880.000 €. Offen bleibt, ob und ggf. wo das Geld eingespart werden soll. Es handelt 

sich nach der in Vorjahren praktizierten „Isolierung“ corona- und ukrainekriegsbeding-

ter Aufwendungen um einen weiteren „Akt kreativer Buchführung“. Die Lockerungen 
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des Haushaltsrechts können nicht darüber hinwegtäuschen, dass alle kommunalen 

Haushalte chronisch unterfinanziert sind. 

 

Beunruhigen uns die vorgenannten Zahlen? NEIN! 

 

Trotz eines im vergangenen Jahr geplanten Defizits von rd. 2,6 Mio. € gestaltete sich 

der Haushaltsvollzug so, dass das Haushaltsjahr 2023 – bedingt durch Mehrerträge 

und Minderaufwendungen - voraussichtlich mit einer „Schwarzen Null“ abschließt. 

Die Tendenz war in den Jahren davor ähnlich. Die Abschlüsse waren regelmäßig 

besser als die Planungen. Es kommt also ganz wesentlich auf den Haushaltsverlauf 

und -vollzug an, über den der Rat sich in regelmäßigen Abständen unterrichten lässt. 

 

3. Zurecht hat die Kämmerin bei der Einbringung des Haushaltsplanentwurfs die im-

mense Zunahme der Netto-Neuverschuldung besonders hervorgehoben. 

 

Zur Finanzierung der Investitionsmaßnahmen sieht die Haushaltssatzung allein in 

diesem Jahr eine Kreditaufnahme von 12 Mio. € vor. Die Verschuldung je Ein-

wohner wird sich damit innerhalb eines Jahres fast verdoppeln. Sie klettert von 

rd. 788 € auf über 1.500 €. Die Zahl liegt zwar noch unter dem Landesdurchschnitt, 

weist aber in die Richtung, in die wir uns gemäß Finanzplan bewegen. 

 

Beunruhigen uns diese Zahlen? Diese Frage beantworten wir mit einem klaren „JA“! 

 

Lange waren wir stolz darauf, in einer nahezu schuldenfreien Gemeinde zu wohnen. 

Diese Zeiten gehören nun endgültig der Vergangenheit an! 

 

 Zwar sagt die Kämmerin zu Recht „Schulden sind nicht gleich Schulden!“ Man muss 

also unterscheiden, wofür Schulden gemacht werden. Geht es um die Finanzierung 

von Pflichtaufgaben, wie die Schaffung von Unterkünften für Geflüchtete oder um 

Investitionen in den Brandschutz? Sind es Schulden für die Entwicklung und Er-

schließung von Wohngebieten – ich verweise hier auf den Masterplan Wohnen - oder 

sind es Schulden zur Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur – sprich für die Umset-

zung des Mobilitätskonzepts? Investitionen für Maßnahmen dieser Art sind entweder 
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unabdingbar oder sie dienen der Weiterentwicklung der Gemeinde mit der Folge, 

dass sie sich langfristig rechnen. 

 

Anders verhält es sich mit anderen Investitionen, wie die im Bereich „Bäder“. Bei al-

lem was über das Schulschwimmen hinausgeht, handelt es sich um rein freiwillige 

Leistungen der Gemeinde. Auch wenn es für eine Badsanierung einen Zuschuss des 

Bundes gibt, muss der überwiegende Teil schuldenfinanziert werden. Nicht nur der 

Schuldendienst, auch die durch Betrieb und Unterhaltung entstehenden hohen Defi-

zite – die nicht bezuschusst werden - engen künftige Handlungsspielräume ein, auch 

die nachfolgender Generationen. 

 

Die CDU hat vor der letzten Wahl den Wählern eine „solide Finanzpolitik“ verspro-

chen. Ich möchte noch einmal deutlich machen, was wir unter „solider Finanzpolitik“ 

verstehen. Für uns bedeutet „solide Finanzpolitik“, dass die Gemeinde ihre vielfälti-

gen Aufgaben erfüllt, ohne dabei über ihre Verhältnisse zu leben. Es bedeutet, den 

Haushalt stabil zu halten, durch sparsame Haushaltsführung zusätzliche Belastungen 

der Bürger und Unternehmen zu vermeiden und trotz großer Herausforderungen 

möglichst keine neuen Schulden zu machen. 

 

Auch wir sind uns bewusst, dass wir in „bewegten“ Zeiten mit rasanten Veränderun-

gen leben. Corona-Pandemie, Kriege und Flüchtlingsströme, Energieknappheit und 

hohe Inflation, Klimawandel und Wohnungsnot machen es zunehmend schwieriger, 

Kurs zu halten und die Ziele nicht aus den Augen zu verlieren. 

 

Umso mehr braucht es eine Finanzpolitik, die effizient, vorausschauend und gestal-

tend agiert! Wenn Investitionen fast ausschließlich durch Kredite finanziert werden 

müssen, dann kommen wir nicht umhin, klare Prioritäten zu setzen, uns auf die 

Wahrnehmung der Kernaufgaben der Gemeinde zu konzentrieren. 

 

Die Finanzplanung sieht in den Jahren 2025 – 2027 neben der Kreditaufnahme in 

diesem Jahr von 12 Mio. € bei schrumpfendem Eigenkapital und sinkender Liquidität 

weitere Kreditaufnahmen von 24 Mio. € vor. Diese Planung stimmt nicht mit den 

finanzpolitischen Zielen der CDU überein! 
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Ob die CDU Haushalte künftiger Jahre mittragen wird, wird wesentlich davon abhän-

gen, ob es gelingt, die Schulden zu begrenzen. Dazu ist es zwingend notwendig, das 

eine oder andere Vorhaben noch einmal auf den Prüfstand zu stellen. Wir müssen 

den Bürgern erklären, was wir uns leisten können und welche Wünsche nicht erfüllt 

werden können. Insoweit müssen wir uns ein Stück weit ehrlich machen. 

 

Dabei denke ich nicht zuerst an die Erweiterung der Gruppenkläranlage, für die in 

diesem Jahr Planungskosten veranschlagt sind. Vielmehr denke ich an die durch 

Bürgerentscheid herbeigeführte Freibadsanierung. Im Unterschied zum Freibad han-

delt es sich bei der Abwasserbeseitigung um eine Pflichtaufgabe. Bevor weitere Pla-

nungsaufträge für die Freibadsanierung vergeben werden, muss das Vorhaben – das 

ist unsere Überzeugung - noch einmal grundsätzlich hier im Rat diskutiert werden. 

Wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass sich die Sachlage seit dem Bürgerentscheid 

in vielerlei Hinsicht wesentlich verändert hat. Um nur einige Beispiele zu nennen: 

 

 Ein interkommunales Bad auf dem Brimges-Gelände wird es nicht geben. 

 Das Hallenbad in Elmpt wurde geschlossen und dessen Abriss beschlossen. 

 Für das Schulschwimmen gibt es in unserer Gemeinde keine Lösung. 

 Initiativen für ein sogenanntes Bürgerbad sind nicht erkennbar. 

 Eine gemeinsame Bäderbetriebsgesellschaft lehnt Brüggen ab. 

 Die weitere Zusammenarbeit mit der Gemeinde Brüggen in der Bäderfrage 

steht vor dem Aus. 

 

Die Auszahlungsposition „Sanierung Freibad“ soll deshalb mit einem Sperr-

vermerk gemäß § 24 Abs. 5 Kommunalhaushaltsverordnung versehen werden, 

was ich hiermit beantrage zu beschließen. Die Aufhebung der Sperre soll dem 

Rat vorbehalten sein. 

 

Nun noch zu der Frage, ob weiterhin Konsolidierungsbedarf besteht? Die Frage wur-

de schon im vergangenen Jahr an dieser Stelle erörtert. Der Rat hat auf Anregung 

der CDU und auf Antrag der SPD in seiner Sitzung vom 29.08.2023 die „Beratungs-

gruppe Haushalt“ eingesetzt. Einberufen wurde die Beratungsgruppe bisher nicht. 
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Es war nicht zu überhören, dass der Sie, Herr Bürgermeister, keine Ansatzpunkte für 

die weitere Haushaltskonsolidierung sehen. Die CDU teilt diese Einschätzung vor 

dem Hintergrund der Haushaltsentwicklung nicht. Beim Neujahrsempfang haben Sie 

mit Blick auf den Javelin-Park davon gesprochen, dass wir als Gemeinde „abundant“ 

sein werden. Ihr Optimismus in Ehren. Wir sehen das – zumindest auf absehbare 

Zeit – nicht so rosig. „Man soll das Fell des Bären nicht verteilen, bevor er erlegt ist.“ 

 

Mit Interesse erwarten wir die Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Gemeinde 

durch die Gemeindeprüfungsanstalt des Landes im vergangenen Jahr. Der Prüfbe-

richt soll – so war zu erfahren – im Frühjahr vorliegen. Wir sind sehr gespannt auf die 

darin üblicherweise auch enthaltenen Handlungsempfehlungen. Sicher Themen, mit 

denen sich die Beratungsgruppe Haushalt beschäftigen wird. 

 

Enden möchte ich dieses Mal nicht - wie ich es sonst getan habe - mit einem Zitat, 

sondern mit einem klaren Bekenntnis. Die CDU steht „ohne Wenn und Aber“ hinter 

der Entwicklung des Industrie- und Gewerbeparks in Elmpt. Aus unserer Sicht ist 

dieses Projekt die einzige Chance, irgendwann auf einen grünen Zweig zu kommen. 

Das Vorhaben halten wir aus mehrfacher Hinsicht für unverzichtbar: 

 

 Unsere Gemeinde erhält die dringend benötigten Flächen für kleinteiliges Ge-

werbe, um den örtlichen Bedarf zu decken. 

 Es entstehen viele neue Arbeitsplätze. 

 Unsere strukturschwache Gemeinde generiert höhere Steuereinnahmen. 

 Mit den zusätzlichen Einnahmen werden wir in der Lage sein, die Anforderun-

gen vor Ort besser zu erfüllen und neue Aufgaben zu bewältigen.   

 

Nutzen wir diese einmalige Chance! Wir verspielen sonst die Zukunft der Gemein-

de und ihrer Einwohner, die zu Recht darauf vertrauen, dass wir ihre Lebensqualität 

erhalten und nach Möglichkeit verbessern. 

 

Zum Schluss danke ich der Kämmerin und allen, die in der Verwaltung daran mitge-

wirkt haben, für die Aufstellung des Haushalts. 

 

Bei Ihnen bedanke ich mich für die Aufmerksamkeit. 



Haushaltsrede der Fraktion B90/DIE GRÜNEN 
Niederkrüchten Zum Haushalt 2024 
Anja Degenhardt, 
Fraktionsvorsitzende  
(Es gilt das gesprochene Wort) 
 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Kämmerin, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

vorab vielen Dank an Frau Schrievers sowie Ihre Kolleginnen und Kollegen für die Erstellung 
des Haushalts und auch für die sich anschließenden Beratungen. 

Bei der Einbringung des Haushaltes hat uns die Kämmerin eine Liste mit den großen 
Investitionen dieses Jahres an die Hand gegeben, auf die ich gerne eingehen möchte. 
 
Allerdings, auch wenn wir heute natürlich den Haushalt für das Jahr 2024 verabschieden, 
so halte ich es doch für angebracht, auf die Summen zu schauen, welche sich daraus im 
Verlauf zur mittelfristigen Finanzplanung ergeben. Hier relativieren sich die Dinge ein wenig 
und schlussendlich ist wichtig, was am Ende auf der Gesamtrechnung steht. 

Als größte Position im Jahr 2024 ist hier natürlich die Unterbringung geflüchteter Menschen 
zu nennen. Gute 6 Mio. Euro sind angesetzt und mit Blick auf den zu schaffenden 
Wohnraum sicherlich auch realistisch. Erwähnt werden müssen hier allerdings auch die 
Landes- und Bundesmittel in Höhe von rund 1,6 Mio. Zur Wahrheit in diesem 
Zusammenhang gehört, dass die Ausgaben in diesem Bereich in den Jahren 2015-2020 
bedingt durch die Zentrale Unterbringungs-einrichtung minimal waren. Wir befanden uns in 
der komfortablen Situation, als Kommune keine Geflüchteten mehr zugewiesen zu 
bekommen und für die in unserer Gemeinde untergebrachten und vom Land versorgten 
Menschen Schlüsselzuweisungen zu erhalten. Klug wäre es sicherlich gewesen, diese Zeit 
vorausschauend zu nutzen, und für Wohnraum zu sorgen. Hätten wir das getan, wäre die 
Situation heute sicherlich nicht einfach, aber doch deutlich entspannter und weniger 
problematisch. Dieses Versäumnis verantworten Bürgermeister, Rat und Verwaltung 
gleichermaßen, und wir müssen aus diesem Fehler lernen. 
 
Es ist damit zu rechnen, dass in Zukunft immer mehr Menschen gezwungen sein werden, 
ihre Heimat zu verlassen. Und es ist unsere humanitäre Verpflichtung zu helfen. 
Hierzu noch einmal der Hinweis aus meiner Rede im vergangenen Jahr: Nach den 
Prognosen des UNO-Flüchtlingswerks werden die Folgen des Klimawandels die 
Hauptursache für Flucht sein. 

Gefolgt wird diese Position vom Brandschutz. Die Ausstattung unserer freiwilligen Feuerwehr 
steht sicherlich spätestens seit April 2020 nicht mehr zur Debatte. Wir sind in der Pflicht, die 
Leistung unserer ehrenamtlichen Feuerwehrmänner und -frauen bestmöglich zu 
unterstützen. 
Darüber hinaus gibt dies der Brandschutzbedarfsplan vor, und natürlich spiegelt sich das in 
den Ausgaben dieses Haushalts wider.                                                                       
Abzuwarten bleibt, inwieweit unsere freiwillige Feuerwehr mit dieser Ausstattung in der Lage 
sein wird, ein 158 ha großes (und das entspricht in der Größe immerhin in etwa der Ortslage 
Elmpt) Industriegebiet zu sichern.  

Die Freibadsanierung ist in diesem Jahr mit 400.000€ (Planungskosten) vergleichsweise 
günstig beziffert. Bis zum Jahr 2027 summiert sich die Umsetzung auf 7,4Mio. Die 
Bürgerinnen und Bürger haben das entschieden und auch wir finden diese Entscheidung 
nach wie vor richtig. Das Freibad wird das Alleinstellungsmerkmal der Gemeinde 
Niederkrüchten sein. Auch für das Schulschwimmen gibt es Möglichkeiten.  



So sind Blockunterricht oder Projektwochen in den Sommermonaten denkbar.                    
Die Zeiten für 0815 Standardlösungen um jeden Preis sind vorbei.                          
Ausdrücklich bedanken möchte ich mich in diesem Zusammenhang nochmal bei unseren 
Schulleitern, die lösungsorientiert Möglichkeiten nutzen. 

Gebetsmühlenartig werden wir von der Kämmerin zu Recht zur Sparsamkeit ermahnt. 
Dies sollte dann auch für alle Seiten gelten. Unsere Frage nach den Kosten für 
Rechtsberatung, Sachverständige und Planungsbüros konnte „nicht gefiltert“ beantwortet 
werden. 
Wenn man sich die Fülle der Konzepte und Planungen in den Niederschriften ansieht, könnte 
man allerdings auf die Idee kommen, dass wir in Niederkrüchten das Rad permanent neu 
erfinden. 

Der mit Abstand größte Posten in der Finanzplanung bis 2027 ist die Abwasserbeseitigung. 
Das liegt daran, dass die Gruppenkläranlage eine Erweiterung benötigt, um die Bedarfe des 
Industriegebietes Javelin Barracks zu decken. 15,4Mio Euro sind hier die „grobe Schätzung“ 
unserer Kämmerin. Nach meiner Erfahrung korrigieren sich Schätzungen leider in den 
seltensten Fällen nach unten. Die Kämmerin merkt an, dass bei der Erweiterung mit einem 
90%igem Finanzierungsanteil des Investors zu rechnen sei. Klar ist, dass wir keiner 
Maßnahme zustimmen, bevor nicht schwarz auf weiß alle Details dazu geklärt sind. Und klar 
ist auch, dass diese Erweiterung nicht zu Gebührenerhöhungen führen und damit zu Lasten 
der Bürgerinnen und Bürger unserer Gemeinde gehen darf. Gerne wird in diesem 
Zusammenhang von unseren Freunden von Verdion gesprochen. Das halte ich für 
blauäugig, um nicht zu sagen fahrlässig. Wir sprechen hier über erfahrene Geschäftsleute, 
deren einzige Aufgabe ist es, die Gewinne ihres Unternehmens zu maximieren. 

Das Märchen von den benötigten Arbeitsplätzen ist mit den nun vorliegenden Gutachten 
endgültig obsolet. Laut Prognose werden zwischen 3700 und 10.400 Arbeitskräfte benötigt, 
wobei 90% davon im Niedriglohnsektor liegen. Diese werden überwiegend aus dem Ausland 
angeworben werden müssen, woraus ein prognostizierter Mehrbedarf von 600-1100 
Wohneinheiten entsteht. Wo genau und mit wessen Geldern dieser Wohnraum entstehen soll 
würde mich schon sehr interessieren. Unsere Nachbarkommunen jedenfalls werden sich 
bedanken.  Zu dem daraus resultierenden Mehraufwand an Sozialleistungen sowie Kosten für 
Infrastruktur wie Kindertagesstätten und Schulen fehlt bedauerlicherweise die Prognose.  

 
Auf der Homepage des Entwicklers ist von einem modernen nachhaltigen Park die Rede 
und es wird mit Photovoltaik auf allen Dächern geworben. Hierbei handelt es sich schlicht 
und ergreifend um die Einhaltung eines Gesetzes, welches die schwarz-grüne 
Landesregierung verabschiedet hat, und wonach eine Solarpflicht für Neubauten aller 
Nichtwohngebäude ab dem 01.01.24 gilt. 
Wenn ein Unternehmen mit Nachhaltigkeit wirbt, so habe ich die Erwartung, dass 
entsprechende Maßnahmen deutlich über die Gesetzgebung hinaus ergriffen werden. 
Hierzu haben wir Vorschläge in unseren Anträgen zum Bebauungsplan gemacht. 
Wir werden sehen, wie ambitioniert das Unternehmen ist. 

Mit dem geplanten und von uns befürworteten Energiepark hat dies nichts zu tun. Hier gab es 
im vergangenen Jahr in der Presse die irritierende Aussage unseres Bürgermeisters zu 
lesen, die GRÜNEN seien gegen Windkraftanlagen. Das ist schlichtweg falsch!               
Daher möchte ich den Sachverhalt nochmals klarstellen. Bei der Wortschöpfung „Energie- 
und Gewerbepark“ handelt es sich um eine Formulierung, die dem Industriegelände einen 
grünen Anstrich gibt. 
 
Planerischer Fakt ist ein Energiepark im Eigentum der BIMA mit dem Betreiber PNE und 
unmittelbar daran angrenzend ein Industriegebiet im Eigentum von Troy XIII mit dem 
Entwickler Verdion. 
 
 



 
Die Projekte sind gänzlich unabhängig voneinander, und wir befürworten ausdrücklich den 
Energiepark zum Nutzen unserer Bürgerinnen und Bürger. 
Das Industriegebiet mit seinem immensen Schaden für die Umwelt, sowohl für die Natur als 
auch die Menschen in unserer Gemeinde, ohne jeglichen Mehrwert lehnen wir ab. 
 
Abschließen möchte ich mit einer sehr positiven Investition, die fällig werden wird und 
momentan noch gar nicht im Haushalt auftaucht. Die Kämmerin beschrieb es mit den 
Worten „es gibt Schulden, mit denen man Geld verdienen kann“. Dabei bezieht sie sich auf 
die Projekte „eigene Windkraft“ und „kommunale Wärmeplanung“. Und da stimmen wir Ihr 
ausdrücklich zu. 
Bereits 2021 hatte ich für die Beteiligung von Kommune und Bürgerinnen und Bürgern 
geworben, und auch hier kam uns erfreulicherweise die schwarz-grüne Landesregierung mit 
dem Bürgerenergiegesetz zuvor. Das Gesetz verpflichtet Betreiber von Windkraftanlagen 
nun, Gemeinden zu beteiligen. Das ist zunächst einmal sehr positiv, aber natürlich geht 
deutlich mehr, wenn die Gemeinde solche selbst auf eigenen Flächen betreibt. Wir arbeiten 
daran. 
 
 
 
Dazu passend möchte ich heute mit dem Zitat eines Schwaben enden: 
 
„Klimaschutz und kluges Wirtschaften sind zwei Seiten derselben Medaille“ 
Cem Özdemir 
 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
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SPD – Ratsfraktion – Haushalt 2024       20.02.2024 

Es gilt das gesprochene Wort! 

Sehr geehrte Herr Bürgermeister, meine Damen und Herren! 

 

Der uns vorliegende Haushalt ist in vielerlei Hinsicht ausgewöhnlich – auch 

wenn sich manches im letzten Jahr schon abzeichnete. 

Zunächst die gute Botschaft: der Haushalt ist ausgeglichen, wenn auch nur mit 

Griff in die Ausgleichsrücklage - also statt echtem Haushaltsausglichs nur ein 

fiktiver Haushaltsausgleich. 

Interessant ist die haushaltsrechtliche Entwicklung. Da gibt es jetzt den 

„globalen Minderaufwand“. Ein bemerkenswertes Instrument des 

Finanzministers in NWR die Kommunen vor der Haushaltssicherung zu 

bewahren. Statt die Kommunen bei der Fülle zu erbringende Aufgaben mit 

entsprechenden Finanzmitteln zu auszustatten, darf der veranschlagte 

Haushaltsrahmen um 2% abgesenkt werde. 

Dem Gesetz ist genüge getan, der Haushalt ist genehmigungsfähig, ob das aber 

haushälterisch und finanztechnisch passt – das bleibt außen vor. 

In den letzten Jahren haben wir im Ergebnis die Haushalte mit einer deutlichen 

Verbesserung zwischen Plan und Ist abgeschlossen. Das ist erfreuliche, aber zur 

Wahrheit gehört auch, dass manches nicht in die Tat umgesetzt worden ist. 

Dennoch, unter dem Strich konnten wir Rücklagen bilden. 

 

Die Randbedingungen, die Summe der Krisen, haben ein beachtlich Ausmaß 

angenommen. Beginnend mit Corona, dem Ukrainekrieg und seinen 

weitreichenden Folgen, der Konflikt im Nahen Osten, der Klimawandel und die 

damit einhergehenden notwendige Transformationen, die Inflation der letzten 

2 Jahre, die schwächelnde Wirtschaft, der demographische Wandel, - all das 

klingt zwar abstrakt bricht sich aber runter bis auf unsere Handlungsfelder und 

wird bei uns konkret. 

Auf all diese äußeren Einflüsse müssen wir reagieren. 

  



2 
 

20240118_SPD_Haushaltsrede 2024_rev.2 

 

Unklar ist die Erhöhung der Kreisumlage. Der vorliegenden Haushalt sieht eine 

Kreisumlage von 34,2% vor, der Haushaltsentwurf des Kreises sieht aber 35,2% 

vor. Das macht für Niederkrüchten ein Minus von ca. 210T€ aus. Wir hoffen, 

dass der Kreistag der Gemeinde folgt und es bei 34,2% belässt.  

 

Der jetzige Haushalt ist durch eine gewaltige Kreditaufnahme gekennzeichnet. 

12 Mio€ sind für 2024 vorgesehen. Damit verdoppelt sich die pro Kopf-

Verschuldung binnen eines Jahres. 

Bei den Investitionen in Höhe von ca. 16,5 Mio€ (16,478) ist das eine 

Fremdfinanzierungsquote von über 70% (72,82%).  

Für die Jahre 2025 bis 2027 sind Kredite von weiteren 24 Mio € veranschlagt. 

Zurück zum Jahr 2024: 

Diese Gesamtkreditaufnahme muss auch refinanziert werden – d.h. Zins und 

Tilgung sind zu zahlen. 

Es gibt aber auch Unterschiede in der Bewertung der Kredite 

Ca. 7,5 Mio € - sind für unbebaute Grundstücke und Grundstücke mit Gebäude 

vorgesehen – das ist eine Wertetausch 

Ca. 1,5 Mio€ GKA etc. – die Refinanzierung erfolgt über Beteiligungen und 

Gebühren – da machen wir auch einen Hacken dran. 

Ca. 7,2 Mio€ sind Investitionen – die sich aber verbrauchen! D.h. die belasten 

die zukünftigen Haushalte. 

Es gilt das Gesamtdeckungsprinzip.  

Damit steht der Kredit nicht direkt dem „Produkte“ gegenüber.  

Dadurch wird die Beurteilung der Finanzierung von Maßnahmen schwieriger.  

Die Grundsteuer B wird nicht erhöht, obwohl geboten. Das hängt allein mit der 

Grundsteuerreform zusammen.  

Entsprechende Anpassungen wird es voraussichtlich dann 2026 geben. 
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Mit der letzten Verabschiedung des Haushaltes haben wir die 

„Beratungsgruppe Haushalt“ angeregt die dann im September beschlossen 

wurde. Bisher hat dieser Ausschuss nicht getagt. Gerne hätten wir vor 

Erstellung des Haushaltes manche Position und auch manchen Beschluss des 

Rates nochmal auf den Prüfstand gestellt. 

Sparsamkeit: seit vielen Jahren hören wir in den Haushaltsreden von 

verschiedensten Seiten das Augenmaß und Sparsamkeit angesagt ist. Allerdings 

dann, mit dem Beschluss des Haushaltes hat sich dieser Gedanke erledigt. 

Ergebnis, beispielsweise: jetzt wird die befestigte Poststraße im Bereich des 

Parks, die im Rahmen des Mobilitätskonzeptes bevorzugt als Radweg genutzt 

werden soll, zurückgebaut und durch eine wassergebundene Befestigung 

ersetzt. (schlecht z.B. auch für Rollstuhlfahrer) 

Dazu kommt dann auch noch eine Boulebahn. Bisher ist Boule als Sport hier 

noch nicht verankert. Insofern darf man gespannt sein, wie stark die 

Nutzerfrequenz sein wird. 

Aber wichtiger ist noch: in Zeiten in der massive Sparsamkeit angesagt ist darf 

man solche „Nice to have“ – Maßnahmen, die Investition und Pflege bedeuten 

nicht angehen. 

 

Im Zuge dessen müssen wir auch den Teilfinanzplan „Eigene Bäder“, hier 

handelt es sich um das Freibad, betrachtet. Dort sind Auszahlungen bis 2027 

von 7.400 Mio€ veranschlagt. Wir haben eine gute Chance Fördermittel vom 

Bund zu bekommen. Sollte diese Mittel kommen, bleibt ein Minus von 4,6 Mio€ 

für die Sanierung des Freibades die von der Gemeinde zu leisten sind. Diese 

Mittel sind ungedeckt.  

Für den saisonalen Betrieb des Freibades haben wir auch keine Strategie. 

Personal für wenige Wochen im Jahr zu bekommen, dürfte kaum möglich sein. 

Insofern kennen wir auch keine jährlichen Betriebskosten. Ältere Rechnungen 

zu den Betriebskosten lagen bei ca. 320T€.  

Die Gespräche mit Brüggen zu einer Bädergesellschaft haben auch zu keinem 

positiven Ergebnis geführt. Von einem Bürgerbad oder einer ähnlichen 

Konstruktion hören wir auch nichts mehr.  
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Quintessenz: Wir investieren viel Geld, das wir nicht haben, für ein Bad, dass 

wir nicht betreiben können. 

Auch wenn das Gesamtdeckungsprinzip gilt, wird das Bad Steuererhöhung nach 

sich ziehen. 

Da haben wir eine gute Chance auf die Toppositionen im „Das Schwarzbuch - 

Die öffentliche Verschwendung“ vom Bund der Steuerzahler e.V. zu kommen. 

Das ist die eine Seite der Medaille. Auf der anderen Seite steht das Ergebnis 

eines Bürgerentscheides in dem die Bürger*innen für den Erhalt des Freibades 

gestimmt haben. Das war am 21. August 2022. 

Wir sind der Meinung, es muss ein Betriebskonzept auf den Tisch, die jährlichen 

Aufwendungen müssen beziffert werden 

und  

wir halten es für geboten, die Bürgerschaft erneut zu befragen: „ob sie bereit 

sind, für die Sanierung des Freibades eine noch zu ermittelnde jährliche 

Steuererhöhung zu bezahlen“. 

Bis zu einer endgültigen Entscheidung für die Sanierung des Freibades ist das 

Produkt „eigene Bäder“ mit einem Sperrvermerk zu versehen. Es dürfen keine 

Mittel fließen. 

Die nächste Kapriole in diesem Kontext: Eine stabile Lösung für das 

Schulschwimmen haben wir bisher, trotz intensiver Bemühungen der 

Verwaltung, auch nicht. 
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Wir haben eine Summe vor Pflichtaufgaben zu erfüllen 

Dazu gehört auch die Unterbringung Asylsuchender. Ja, das ist für uns aber 

auch für andere Kommunen in Deutschland und gar in Europa eine gewaltige 

Herausforderung, sowohl organisatorisch als auch finanziell. 

Ich möchte aber auch klarstellen, hinter dem Ayslrechtsartikel des 

Grundgesetztes (Artikel 16a) und der Genfer Flüchtlingskonvention – stehen wir, 

ohne Wenn und Aber. 

Wir sind der Meinung, dass wir die Herausforderung des Zustroms von 

Menschen bisher in der Gemeinde gut gemeistert haben. An dieser Stelle auch 

Dank an viele Akteure, die bisher hier tätig geworden sind. 

Wir fordern aber auch ein, das Land, Bund und EU, Rahmenbedingungen 

schaffen, mit denen wir auch zukünftig zurechtkommen. 

Wir in Deutschland brauchen, allein aufgrund des demographischen Wandels 

Zuzug von Menschen. 

Asyl und Einwanderung müssen stärker verknüpft werden. 

 

Seit der Coronapandemie, mit dem Ukrainekrieg und mit Ereignissen um dem 

Klimawandel rückt der Katastrophenschutz stärker in den Vordergrund. 

Bei uns vor Ort ist das in erster Linie die Feuerwehr als kommunale Aufgabe. 

Auch in diesem Jahr sind im Haushaltmittel von nahezu 2,75 Mio€ veranschlagt. 

Ein großer Teil der Mittel dient der Ersatzbeschaffung von Ausrüstungen und 

Fahrzeugen. In Niederkrüchten muss zudem das Feuerwehrgerätehaus erneuert 

werden. Erste Mittel dazu sind auch veranschlagt. 

Wir von der SPD sind jeder Feuerwehrfrau und dem Feuerwehrmann dankbar 

für ihre Arbeit zum Wohle unseres Gemeinwesens, unserer Bürgerinnen und 

Bürger. 

Um gute Arbeit sicher leisten zu können, muss die Feuerwehr auch angemessen 

ausgestattet sein. 
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Dieser Haushalt und so auch die Finanzplanungen für die nächsten Jahre sind 

geprägt von großen Ausgaben. 

Es ist wichtig, dem etwas auf der Einnahmenseite entgegenzusetzten. 

Wir, von der SPD, befürworten die Schaffung des Gewerbegebietes auf einer 

Teilfläche des ehemaligen Flughafengeländes. 

Wir sehen Einnahmen für die Gemeinde durch steigende Gewerbesteuer und 

steigende Einkommensteueranteilen sowie steigende Umsatzsteueranteilen. 

Wir sind auch davon überzeugt so die Ortslagen zu stärken und lebendig zu 

halten. Wir wollen nicht nur der letzte Ort an der Grenze sein oder nur als 

Schlafquartier dienen. 

Für uns Sozialdemokatraten spielt „Arbeit“ immer eine große Rolle. Arbeit 

bedeutet Einkommen und Auskommen, bedeutet soziale Sicherung in der 

Gegenwart und in der Zukunft und ist auch identitätsschaffend. 

Mit dem Gewerbegebiet sehen wir eine Perspektive für die Zukunft.  

Es entsteht ein moderner Gewerbestandort mit vielen Arbeitsplätzen und einer 

Energieversorgung aus erneuerbaren Energien.  

Das Projekt ist ein Meilenstein in der Transformation unserer Wirtschaft hin zur 

Nachhaltigkeit, in der ökologische, ökonomische und soziale Ziel verfolgt 

werden. 

 

Auch wenn weite Teile den Haushaltsentwurfs durchaus unsere Zustimmung 

finden, so gibt doch Positionen im Rahmen von freiwilligen Leistungen, die 

überdacht werden müssen.  

Dem wollen wir mit zwei Anträgen Rechnung tragen: 

Antrag 1: 

• Den Teilfinanzplan „Eigene Bäder“ mit einem Sperrvermerk zu 

versehen  

(Hinweis: die soeben aufgeworfenen Fragen zum Freibad, die über die 

Haushaltsberatung hinausgehen, haben wir in einem separaten 

Antrag formuliert -  (Übergabe an den BM)) 
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Antrag 2: 

1. Die „Beratungsgruppe Haushalt“ einzuberufen, um innerhalb des 

Haushaltes Einsparpotentiale zu suchen. 

 

Dem Haushalt insgesamt stimmen wir zu. 

Wir bedanken uns bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Gemeinde 

Niederkrüchten für die gute Arbeit im vergangenen Jahr.  

Der besondere Dank gilt hier im Zuge der Haushaltserstellung den 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Finanzmanagements. 

Ihnen meine Damen und Herren, danke ich für die Aufmerksamkeit 









Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Kämmerin, 

sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 

zunächst einmal auch von seiten der CWG vielen Dank an Frau Schrievers und ihre 

Kolleginnen und Kollegen für die Erstellung des vorliegenden Haushaltes. Einen Dank auch an 

die gesamte Verwaltung und alle Ratskollegen, für die gute und gemeinschaftliche 

Zusammenarbeit im vergangenen Haushaltsjahr. 

Ghandi hat eins gesagt, „Die Zukunft basiert auf dem, was wir heute tun“ und was wir hier 

und heute tun, ist über den Haushalt unserer Gemeinde zu entscheiden. Nichts desto trotz 

sind wir uns mit Sicherheit alle geschlossen bewusst, dass nach mehreren krisengeprägten 

Jahren die Einflussnahme globaler politischer und ökomischer Herausforderungen auf die 

Haushaltsplanung weiterhin mehr als gegeben ist. Vom Platzen einer Immobilienblase, über 

eine Weltwirtschafts- Energie- und Flüchtlingskrise, einer globalen Epidemie, einem 

Angriffskrieg innerhalb Europas, sowie seit Jahrzehnten unbekannten Inflationsausmaßen bia 

hin zu Rekordzahlen bei asylsuchenden Menschen. All diese Krisen enstanden in den letzten 

15 Jahren! Und auch wenn wir hier in unserer Gemeinde diese Krisen nicht lösen können, so 

müssen wir doch mittlerweile die Wahrheit akzeptieren, dass wir diese Problematiken nicht 

aussitzen können, sondern dass Vorhanden sein von Problematiken globalen ausmaßes 

zukünftig die normalität werden könnte, und wir unser handeln dementsprechend 

adaptieren müssen. 

Ich denke, die ersten Schritte in die richtige Richtung sind hierfür bereits schon 

unternommen worden: der Beginn einer langfristigen Planung für eine gesicherte und 

zielgerichtete Unterbringung geflüchter Menschen, sowie die Aufstellung eines 

Mobilitätskonzeptes unter Berücksichtigung klimapolitischer Entwicklungen - um nur mal 

zwei, in meinen Augen, positive Beispiele zu nennen. 

Obwohl wir die Auswirkungen solcher Herausforderungen, im Rahmen unserer 

gemeindeeigenen Möglichkeiten ,unserer Ansicht nach, oftmals so gut es geht lösen, bleibt 

für heute unterm Strich dennoch eine Erkenntnis: Ein Jahresergebnis von -1,684.166 €. Wird 

nur das Ergebnis aus der laufenden Verwaltungstätigkeit betrachtet, so fällt das Defizit mit 

beinahe 2,6 Millionen Euro sogar noch negativer aus. 

Ich verstehe, dass Bilanzen ein guter Indikator dafür sind, die Wirtschaftlichkeit der 

Gemeinde zu betrachten. Ich denke allerdings, dass ein Blick auf die Entwicklung des 

Eigenkapitals, um den Verlauf der letzten Jahre zu verdeutlichen, unabdingbar ist. Hierfür 

betrachten wir den Zeitpunkt von 2009: zufälligerweise der Betrachtungshorizont, in dem die 

eingangs genannten Krisen verstärkt aufgetreten sind. Aufgrund der Covid 19 Isolierung 

spiegelt das Eigenkapital unserer Meinung nach in keinster Weise die Realität wieder. Zur 

Fairness gegenüber den künftigen Generationen, sollten wir im nächsten Jahr die gesamte 

Isolierung in Einem vom Eigenkapital abbuchen. Die Konsequenz wäre ein Abschmelzen des 

Eigenkapitals in Höhe von beinahe mehr als 11 Millionen EUR, seit 2009. Ein Defizit von 

ungefähr vierzeneinhalb Prozent. Um dies in Relation zu setzen: so hat es im gleichen 

Zeitraum beispielsweise eine Inflation von kumuliert mehr als 34 Prozent gegeben. Anstelle 

um fast 11 Millionen zu schmelzen, hätte unser Eigenkapital dementsprechend um beinahe 

26 Millionen ansteigen müssen, um alleine der Inflation gerecht zu werden. 



Ich denke dies verdeutlicht, dass jede unserer Entscheidungen hier im Rat mehr den je gut 

überlegt und vor Allem zukunftsgerichtet sein sollte. 

Trotz dieser bereits äußerst negativen Entwicklung der letzten Jahre, haben wir bereits jetzt 

geplante Millionenausgaben für die Nächsten. Beispielsweise wird die Errichtung und der 

Betrieb des Freibades in Niederkrüchten, einen zweistelligen Millionenbetrag kosten, selbst 

mit einem positiven Förderbescheid. Auch wenn sich jeder hier Anwesende einig ist, dass 

dem Bürgerwillen natürlich Folge geleistet wird, so erschwert dies die Haushaltspolitische 

Lage nur noch weiter. Eine erste Konsequenz könnte bereits später am heutigen Abend 

spürbar werden, dass eine interkommunale Zusammenarbeit zur langfristigen Sicherung des 

Schulschwimmens nicht zustande kommt. 

Trotz aller pessimistischer Ausführungen meinerseits, so vertrete ich dennoch die Ansicht, 

dass Licht am Horizont ist. Positiv zu erwähnen sind beispielsweise ein Betrag von 2.000.000 

EUR, welche für den Erwerb von unbebauten Grundstücken im Rahmen des 

Baulandmanagements vorgesehen sind. Neben der Tatsache, dass dies höchstwahrscheinlich 

eine Rendite beudetet, begrüßen wir auch den Nebeneffekt, dass wir so das Wachstum der 

Gemeinde aktiv mitgestalten können. 

Große Hoffnung legt unsere Fraktion langfristig vor Allem in den geplanten Energie- und 

Gewerbepark. Neben der Tatsache, dass bei der Planung direkt klimapolitische Bedingungen 

berückstichtigung finden, so erlaubt es uns auch die einmalige Chance zu nutzen und 

Niederkrüchten zu einem attraktiven Wirtschaftsstandort zu machen. Nicht nur für 

Großkonzerne, sondern durch das kleinteilige Gewerbe, auch für lokale und mittelständische 

Unternehmen. Als weiteren positiven Lichtblick möchte ich die Überlegungen bezüglich 

weiterer Windkraftanlagen nicht unerwähnt lassen. Auch hier würden klimapolitische und 

finanzielle Interessen der Gemeinde, sowie den Interessen der Bürgerinnen und Bürger 

kombiniert werden. 

Zu guter Letzt wollen wir noch einmal die Wichtigkeit von Gemeinschaft und 

Zusammenarbeit hervorheben. Nicht nur innerhalb dieses Ratsaales, sondern auch vor Allem 

kommunenübergeifend. Wir sind hier gemeinsam, vor Allem in den letzen Jahren, einen 

guten Weg gegangen und wollen diesen auch weitergehen. Wir und unsere 

Nachbarkommunen haben viele ähnliche aber teilweise auch unterschiedliche Probleme, die 

unsere Planung beeinflussen. Ich bin jedoch davon überzeugt, dass wir eine Menge davon 

gemeinsam besser bewätligen könnten. 

Perikles sagte schon „Es kommt nicht darauf an die Zukunft vorauszusagen, sondern darauf, 

auf die Zukunft vorbereitet zu sein“. Niemand von uns kann hellsehen, aber wir können aus 

den Gegebenheiten und Möglichkeiten das Beste machen. Auch wenn wir nicht alle Aspekte 

des Haushaltes begrüßen, so wird die CWG Fraktion ihn doch in seiner Gesamtheit 

unterstützen. 

Vielen Dank für ihre Aufmerksamkeit! 
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